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Die "dauerhaft tragfähige Finanzlage" der Mitgliedstaaten ist eine zentrale Voraussetzung für die
europäische Wirtschafts- und Währungsunion. Der Vertrag von Maastricht gibt jedoch nur
unzureichende Bewertungsmaßstäbe an die Hand, wenn Mitgliedstaaten die Referenzwerte für
die öffentlichen Defizite und Schuldenstände überschreiten. Ebensowenig findet die Europäische
Kommission in ihrem Konvergenzbericht ein adäquates analytisches Instrument, um die
Nachhaltigkeit der sehr kurzen Konsolidierungsanstrengungen in den Mitgliedstaaten zu
erfassen. Die Arbeit stellt ein Konzept einer auf Dauer tragfähigen Finanzlage vor, anhand
dessen überprüft werden kann, ob eine Regierung nach dem Auftreten eines übermäßigen
Defizits die Kontrolle über die öffentlichen Finanzen wiedergewonnen hat. Ausschlaggebend ist,
ob die Regierung die fiskalpolitischen und institutionellen Ursachen für die Verschlechterung der
Finanzlage konsequent beseitigt. Dieses Konzept wird in Form eines mehrstufigen
Bewertungsschemas operationalisiert und auf die EU-Mitgliedstaaten angewandt. Die Ergebnisse
der Bewertung unterscheiden sich markant von den Empfehlungen der Europäischen
Kommission.2
I) EINLEITUNG
Europa tritt mit dem Beginn der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) in
eine neue Phase wirtschaftlicher und politischer Zusammengehörigkeit ein. Fiskalpolitische
Stabilität war von Beginn an ein zentrales Element dieses Integrationsprozesses, wie er im
Vertrag von Maastricht besiegelt wurde. Die Ansicht, daß eine disziplinierte Haushaltsführung
der Mitgliedsstaaten notwendige Voraussetzung für eine einheitliche Geldpolitik und den
dauerhaften Zusammenhalt der Währungsunion ist, zieht sich vom Delors Bericht (1989) über
den Vertrag von Maastricht selbst bis hin zum Wachstums- und Stabilitätspakt von 1997. Art
109j des Vertrages legt eine Reihe von Konvergenzkriterien fest, anhand derer die
Voraussetzungen für die Einführung einer gemeinsamen Währung zu überprüfen sind. Die
fiskalpolitische Komponente hat aber sowohl unter Politikern als auch in den Augen der breiten
Öffentlichkeit die meiste Beachtung gefunden. Die auf Dauer tragbare öffentliche Finanzlage,
die Art. 109j vorschreibt, wurde zu dem politischen "Stolperstein" für die Beitrittsoption der
Mitgliedsstaaten.
Wie kann man die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen bewerten? Und, zu welchen
Schlußfolgerungen führt die Evaluierung der Finanzlage für die Einführung einer
Währungsunion? Diese beiden zentralen Fragen leiten die weitere Analyse. Art. 104c Abs. 6
des Vertrags von Maastricht gibt eine eindeutige Antwort auf die erste Frage. Grundsätzlich
wird nach dem Vertrag die dauerhafte Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen attestiert, wenn
ein Staat den Grenzwert von drei Prozent des BIP für das Defizit und 60 Prozent des BIP für
den Schuldenstand nicht überschreitet. Diese Kriterien sind zwar eindeutig, aber auch
unzulänglich sobald ein Staat die Referenzwerte verletzt und ein "übermäßiges Defizit"
aufweist. In diesem Fall gibt der Vertrag von Maastricht kein Kriterium mehr an die Hand, das
klären würde, ob ein Land adäquate Konsolidierungsmaßnahmen ergriffen hat.
Perotti, von Hagen und Strauch (1998) schlagen deshalb ein alternatives Evaluierungsschema
vor, bei dem sie sich auf den Prozeß der Wiedergewinnung einer auf Dauer tragbaren
Finanzlage konzentrieren. Zwei Erkenntnisse bilden den Ausgangspunkt ihrer Bewertung:
Erstens, damit eine Konsolidierung nachhaltigen Erfolg verspricht, muß sie die Ursache
fiskalpolitischer Fehlentwicklungen "an der Wurzel packen". Die Verbesserung des Defizits
alleine reicht nicht aus, um von einer Wiedererlangung der Kontrolle über die öffentlichen
Finanzen auszugehen. Vielmehr muß die Konsolidierung auf der Veränderung der Ursachen
des vorherigen Defizitanstiegs beruhen. Zweitens, viele fiskalpolitischen Fehlentwicklungen
beruhen auf Schwächen des institutionellen Systems, in dem fiskalpolitische Entscheidungen
getroffen werden, insbesondere des Budgetprozesses. Mit Hilfe dieser beiden Elemente lassen
sich Konsolidierungsbemühungen in der Tat auf ihre Dauerhaftigkeit hin bewerten. Die
Anwendung des Schemas auf die aktuelle fiskalpolitische Situation in den EU Mitgliedstaaten
entwirft ein Bild, das markant von der Bewertung der Europäischen Kommission (EC) abweicht.3
Die in Art 109j vorgeschriebenen Stellungnahmen der Kommission und des Währungsinstituts
sind Gegenstand des folgenden Abschnitts. Ziel der Darstellung der Konvergenzberichte ist, die
Grundlage für die Diskussion der Problematik ihrer Bewertung zu schaffen. Der zweite
Abschnitt stellt die Grundlagen der Analyse von Perotti, von Hagen und Strauch (ibidem) sowie
das von ihnen entwickelte alternative Bewertungsschema vor. Der dritte Teil evaluiert die
verschiedenen EU Mitgliedsstaaten anhand des Schemas und erläutert beispielhaft die
Situation Deutschlands, Frankreichs und Schwedens. Die Schlußfolgerungen aus der Analyse
finden sich im letzten Abschnitt.
II) BEWERTUNG DER FISKALPOLITISCHEN SITUATION IN DEN KONVERGENZBERICHTEN
Vor dem Übergang zur dritten Stufe der Währungsunion und der Einführung einer
gemeinsamen Währung hatte nach Art. 109j des Vertrags von Maastricht der Rat festzustellen
und zu beschließen, ob die einzelnen Mitgliedstaaten die Voraussetzungen für den Betritt zur
Währungsunion erfüllen. Das EWI und die Kommission hatten die Aufgabe dem Rat einen
Bericht zu dem Stand der entsprechenden, im Vertrag festgelegten Konvergenzkriterien
vorzulegen und, im Falle der Kommission, eine Empfehlung auszusprechen. In Bezug auf die
öffentlichen Finanzen mußten die beiden Einrichtungen feststellen, ob ein übermäßiges Defizit
im Sinne des Art 104c Abs.6 vorliegt. Der Vertrag und das Protokoll zum Verfahren bei einem
übermäßigen Defizit legen fest, daß die Kommission zur Feststellung schwerwiegender Fehler
bei den öffentlichen Finanzen darauf achten soll, ob die tatsächlichen und geplanten Defizite
drei Prozent des BIP und der Schuldenstand 60 Prozent des BIP nicht überschreiten. Größere
Werte führen jedoch nicht zur Feststellung eines übermäßigen Defizits, wenn der
Schuldenstand erheblich und laufend zurückgegangen ist und das Defizitkriterium nur moderat
und vorübergehend mißachtet wurde.
Zwei Aspekte sind besonders augenfällig, wenn man angesichts dieser vertraglichen Vorgaben
die in Abbildung 1 dargestellten Entwicklungen in den Mitgliedstaaten betrachtet: Zum einen
blieben lediglich Dänemark, Irland und Luxemburg dauerhaft unter dem 3-Prozent Grenzwert
für das Defizit. In den übrigen Ländern stieg das Defizit nach 1992 mitunter sogar an und zeigte
erst in den vergangenen zwei Jahren den Abwärtstrend, der zur Unterschreitung des
Grenzwerts für das "Stichjahr" führte. Darüber hinaus liegt die Haushaltsbilanz insbesondere
der "großen" Länder, sprich Deutschland, Frankreich und Italien, sowie einiger kleinerer Staaten
nach wie vor nahe an der 3-Prozent-Hürde, obwohl nur Griechenland das Defizitkriterium nicht
erfüllt.4
Statistische  Quelle: Europäische Kommission (1998c)
Zweitens ist in allen Ländern außer in Frankreich, Luxemburg, Finnland und dem Vereinigten
Königreich der Schuldenstand größer als 60 Prozent. Ein laufender Rückgang der Schulden,
wie ihn Art 104c bei Überschreitung des Grenzwertes vorschreibt, ist zumindest für
Deutschland, Griechenland, Spanien, Österreich und Portugal nicht und für Italien und die
Niederlande nur mit Einschränkungen zu verzeichnen.
Diese Entwicklungen machen deutlich, weshalb der Rat in den Jahren 1994 bis 1997 immerhin
für zehn Staaten ein übermäßiges Defizit festgestellt hat. Umgekehrt sind die Verbesserungen
der öffentlichen Finanzlage, die die Kommission zu der Empfehlung veranlassen, die
Entscheidung über das Bestehen eines übermäßigen Defizits in neun Staaten aufzuheben, erst
Abbildung 1b: Öffentliche Schuldenstände, 1992-1997
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Abbildung 1a: Öffentliche Defizite, 1992-1997
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seit Kurzem zu beobachten.1 Somit gewinnt die Frage, wie dauerhaft die
Konsolidierungsanstrengungen sind, besondere Bedeutung für die Bewertung der Länder und
die Stabilität der EWWU. Die Kommission ist sich sehr wohl dieses Problems bewußt und
begründet ihre positive Einschätzung der Dauerhaftigkeit der fiskalpolitischen
Konsolidierungsbemühungen mit mehreren Argumenten.
Erstens argumentiert der Konvergenzbericht, daß die Länder die Unterschreitung des
Defizitkriterium nicht nur aufgrund positiver konjunktureller Einflüsse erreicht haben. Vielmehr
lagen die konjunturbereinigten Defizite seit 1993 insgesamt unter den tatsächlichen Defiziten
und die Zahlen für 1998 lassen eine ähnliche Schlußfolgerung zu. Zweitens rekurriert die
Kommission auf die Bilanzprognosen, die die Mitgliedsstaaten in ihren Konvergenzberichten für
das laufende Haushaltsjahr und den darauffolgenden Zeitraum bis ins Jahr 2000 benennen.
Alle Staaten beabsichtigen, in diesem Zeitraum die 3-Prozentmarke nicht zu überschreiten und
einige Länder prognostizieren sogar beträchtliche Überschüsse. Drittens verweist die
Kommission auf Befunde der wissenschaftlichen Literatur, die besagen, daß
Konsolidierungsanstrengungen dann besonders dauerhaft sind, wenn sie auf
Haushaltskürzungen bei den primären, laufenden Ausgaben basieren. Tatsächlich kann man
feststellen, daß in einigen Ländern ein Großteil der Anpassungsbemühungen in den
vergangenen Jahren auf einer relativen Verringerung dieser Ausgaben gegenüber dem BIP
beruht. (EC 1998b:141, Tab. 4.5). Viertens erkennt die Kommission, daß einige Staaten
einmalige Maßnahmen zur Unterschreitung des Defizitgrenzwertes ergriffen haben. Sie
argumentiert aber, daß "ihr Umfang im Vergleich zu den gesamten
Konsolidierungsanstrengungen doch als gering betrachtet werden [kann]" (EC 1998b: 139).
In Bezug auf die Verschuldung prognostiziert die Kommission die Tragfähigkeit des
eingeleiteten Trends, indem sie erstens den Einfluß von Bestandsanpassungen, sprich nicht
durch das primäre Defizit verursachte Schuldenstandsveränderungen, betrachtet. Sie stellt fest,
daß die Bestandsanpassungen in den vergangenen Jahren tendenziell zur Verringerung der
Schuldenquote beigetragen haben, dieser Effekt aber geringfügig ist. Zweitens berechnet die
Kommission, ob der tatsächlich erreichte Primärsaldo mit dem zur Stabilisierung des
Schuldenstandes notwendigen übereinstimmt. Außer in Deutschland und Frankreich liegt der
primäre Überschuß über der zur Stabilisierung notwendigen Bilanz. Darüber hinaus hätte er in
den meisten Fällen auch unter Berücksichtigung der Bestandsanpassungen ausgereicht, um
den Schuldenstand zu stabilisieren. Drittens berechnet die Kommission, wann der
Schuldenstand unter bestimmten Annahmen und dem für 1999 vorausgeschätzten Primärdefizit
auf das 60 Prozentniveau zurückgegangen sein wird. Für die meisten Länder, einschließlich
Deutschlands liegt dieser Zeitpunkt nach dem Jahr 2000 und reicht für Italien sogar in das Jahr
2016.
                                               
1  Siehe EC (1998a: 10-11)6
Das EWI (1998) verfolgt ein ähnliches Analyseschema zur Bewertung der Tragfähigkeit der
öffentlichen Finanzen. Es führt lediglich eine umfassendere Bewertung des Schuldenstandes
durch, indem es in seinem Konvergenzbericht verschiedene Szenarien simuliert, bei denen
entweder der Anpassungszeitraum oder das Primärdefizit die zentrale Prognosegröße darstellt.
Der Unterschied zwischen dem Konvergenzbericht der Kommission und des Währungsinstituts
liegt also weniger in der Methodik als vielmehr im Tenor der Beurteilung, der beim
Währungsinstitut kritischer ausfällt.2
II) PROBLEMATIK DER BEWERTUNG
Die volkswirtschaftliche Vorstellung von einer auf Dauer tragfähigen Finanzlage ist vom
theoretischen Konstrukt der intertemporalen Budgetbeschränkung bestimmt. Diesem Konzept
zufolge dürfen die gegenwärtigen und zukünftigen Verpflichtungen der öffentlichen Hand die
Gesamtheit der Einkünfte nicht übersteigen. Obwohl die theoretische Nützlichkeit dieses
Konzeptes außer Frage steht, ist es für die praktische Entscheidungsfindung wenig hilfreich.
Die Problematik des Konzeptes entsteht dadurch, daß die Berechnung der
Budgetbeschränkung auf Vorhersagen des Wachstums und des Zinssatzes einer Ökonomie
über einen unendlichen Zeithorizont beruht. Somit führen selbst kleine Differenzen bei der
erwarteten Entwicklung des Zinssatzes und der Wachstumsrate zu sehr unterschiedlichen
Schlußfolgerungen.
Genau dieses Problem kennzeichnet die Bewertung des Schuldenstandes in beiden
Konvergenzberichten, die sich einer operationalisierten Version des intertemporalen
Budgetbeschränkung bedienen. Hierbei nimmt die Kommission für ihre Berechnungen
beispielsweise an, daß die Zinsen bei 6% bleiben und der für 1999 prognostizierte
Wachstumstrend der Volkswirtschaft weiter anhält, um den Zeitraum festzulegen, in dem die
Staaten in der Lage sein könnten ihre Verschuldung auf das Niveau des Referenzwertes zu
reduzieren. Für Belgien und Italien würde dies einen Zeitraum von 14 beziehungsweise 19
Jahren in Anspruch nehmen. Die Tatsache, daß internationale Organisationen, wie die OECD
und der IWF, für sich lediglich in Anspruch nehmen, Prognosen mit einer ausreichenden
Vorhersagegenauigkeit über einen Zeitraum von zwei Jahren zu erstellen, unterstreicht die
Problematik dieses Zeithorizonts. Deshalb stellen die Voraussagen in den Konvergenzberichten
keine eigentlichen Prognosen dar. Sie dienen vielmehr zur plastischen Verdeutlichung der noch
notwendigen Anpassungsmaßnahmen.3 In diesem Sinne beantworten sie also die Frage, ob
unter bestimmten Voraussetzungen die bestehenden Konsolidierungsbemühungen ausreichen,
um in einem gegebenen Zeitraum den Referenzwert zu erreichen, nicht aber welche
                                               
2  Dasselbe gilt für die Stellungnahme des deutschen Zentralbankrates (Bundesbank 1998).
3  Der Zentralbankrat betont dies besonders in seiner Stellungnahme (Bundesbank 1998:34).7
Erwartungen man tatsächlich an die Dauerhaftigkeit der Konsolidierungsbemühungen der
vergangenen Jahre haben kann.
Das zweite Problem liegt in der Bewertung dieser Stabilisierungsbemühungen. Hier wird
zunächst in den Konvergenzberichten einhellig festgestellt, daß man von einmaligen und
kurzfristigen Maßnahmen, die einige Staaten zur Erreichung des 3-Prozent-Kriteriums getroffen
haben, keinen nachhaltigen positiven Effekt erwarten kann. Darüber hinaus aber zu
argumentieren, daß eine Reduzierung der primären Defizite durch eine Verminderung der
Ausgaben ausreicht, um die Dauerhaftigkeit der fiskalpolitischen Veränderung annehmen zu
können, ist wenig analytisch und nur bedingt aussagekräftig. Nimmt man beispielsweise einmal
an, daß ein Land in den letzten zwei Jahren eine Stabilisierung durchgeführt hat und das Defizit
durch Einfrieren der Löhne unter die 3-Prozent-Schranke gedrückt hat. In den fünf Jahren vor
der Stabilisierung waren jedoch rasch anwachsende Transferleistungen an die privaten
Haushalte für erheblich höhere Defizite verantwortlich. In diesem Fall sagt das 3-Prozent-
Kriterium wenig über die Dauerhaftigkeit der Konsolidierung aus, da die Ursachen der
überhöhten Ausgaben jederzeit wieder zu einem Verfall der Bilanz beitragen können.
III) GRUNDLAGEN EINES ALTERNATIVEN ANSATZES ZUR BEWERTUNG DER DAUERHAFTEN
TRAGFÄHIGKEIT DER FINANZLAGE
Ein wichtiger Schritt zur Überwindung dieser Probleme und zur Entwicklung eines alternativen
Ansatzes zeichnet sich bei einer erneuten Betrachtung der Rolle der Fiskalpolitik für eine
stabilitätsorientierte Geldpolitik in der EWWU ab. Die eigentliche Befürchtung von
Zentralbanken und Finanzmärkten ist, daß nicht dauerhaft tragbare Haushaltsdefizite und
mangelnde Kontrolle über die öffentlichen Ausgaben die Situation anderer Länder über den
Kapitalmarkt beeinflußt und drakonische fiskalpolitische Einschnitte notwendig machen, die die
Durchführung einer stabilen Geldpolitik erschweren. Aus der Sicht der Zentralbanken oder der
Finanzmärkte ist der wesentliche Aspekt somit die Kontrollierbarkeit der öffentlichen Finanzen
und nicht etwa ein konstanter Schuldenstand. Unter Kontrollierbarkeit wird das Risiko
verstanden, daß eine Regierung sich angesichts negativer Schocks technisch oder politisch
außer der Lage sieht, ein Anschwellen der Ausgaben und Defizite über das gesellschaftlich und
ökonomisch vertretbare Maß hinaus zu verhindern, und deshalb drastische fiskalpolitische
Einschnitte zu einem späteren Zeitpunkt unumgänglich werden.
Zwei Beispiele illustrieren diesen Punkt. Italien verzeichnete 1994 nicht nur ein hohes Defizit,
sondern ließ auch keine klare Strategie erkennen, wie dieses verringert werden sollte. Daher
wurde es als reale Möglichkeit erachtet, daß das Land seinen Schuldenzahlungen nicht mehr
nachkommen könnte. 1998, nach drei Jahren rigider Haushaltspolitik, wird dies nicht mehr als
ernsthafte Möglichkeit wahrgenommen, obwohl sich der Schuldenstand nur geringfügig
verändert hat. Ein zweites Beispiel ist Deutschland. Seit der Wiedervereinigung hat die
Bundesbank die Bundesregierung verschiedentlich gewarnt, daß sie sich zusehends von einem8
fiskalpolitisch tragfähigen Pfad entferne. Die Grundlage hierfür war weniger der absolute
Schuldenstand, der im europäischen Vergleich nach wie vor relative niedrig ist. Vielmehr war es
der Tatbestand, daß die Bundesregierung auf die Transformationsprobleme mit zunehmenden
Transfers und Subventionen reagierte, der die Bundesbank besorgte.
Wie ist die Kontrollierbarkeit der öffentlichen Finanzlage nun zu operationalisieren, um sie für
eine Bewertung der aktuellen Situation in EU Mitgliedstaaten brauchbar zu machen? Eine Folge
der Verlagerung des Augenmerks auf die Kontrollierbarkeit der öffentlichen Finanzlage ist
zunächst die stärkere Berücksichtigung der Stromgrößen, sprich des Defizits. Dem
Schuldenstand fällt als Bestandsgröße damit nur eine sekundäre Rolle bei der Bewertung der
fiskalpolitischen Tragfähigkeit zu. Er ist nur insoweit von Bedeutung als der Schuldenstand die
Höhe der Zinszahlungen bestimmt.
Darüber hinaus lassen sich aus der neueren wissenschaftlichen Literatur zu diesem Thema
verschiedene Befunde anführen, die bei der Bewertung fiskalpolitischer Entwicklungen zu
berücksichtigen sind:4 Erstens, die Ursache für eine nicht dauerhaft tragfähige Entwicklung läßt
sich in der Regel auf ein oder zwei kritische Bestandteile des öffentlichen Haushalts
zurückführen, wie beispielsweise die Lohn- und Gehaltszahlungen oder die Sozialtransfers.
Zweitens beruhen erfolgreiche Konsolidierungsperioden, also solche die zu einer dauerhaften
Verminderung des Defizits und des Schuldenstandes geführt haben, auf einer signifikanten
Veränderung der Haushaltsbestandteile, die die Ursache des übermäßigen Defizite bildeten.
Tabelle 1 verdeutlicht die beiden Argumente. In der Tabelle sind die fiskalpolitischen
Entwicklungen in 20 OECD-Staaten vor und während ihrer Konsolidierungsperioden darstellt.
Eine Konsolidierungsperiode ist definiert als ein Haushaltsjahr in dem das primäre strukturelle
Defizit, gemessen als Anteil am BIP, um mehr als 1.5 Prozentpunkte zurückgeht. Die
Konsolidierung wird als erfolgreich erachtet, wenn das Defizit in den zwei Jahren
darauffolgenden Jahren nicht erneut ansteigt oder der Schuldenstand nach zwei Jahren um
mindestens drei Prozentpunkte gefallen ist.
                                               
4 Siehe zur empirischen Evidenz und weiteren Literatur Perotti et al. (1998).9
Tabelle 1: Die Struktur erfolgreicher und erfolgloser Konsolidierungphasen
erfolgreiche Konsolidierung erfolglose Konsolidierung































































































Anmerkung: Der Wert der T-Statistik ist in Klammern angegeben.
Die Mittelwerte in der Tabelle zeigen, daß der Anstieg der Ausgaben vor den erfolgreichen
Konsolidierungen primär auf höhere Transfers zurückzuführen ist. Außerdem trugen
Personalausgaben geringfügig zu einer Verschlechterung der Haushaltsbilanz bei. Vor den
erfolglosen Stabilisierungsbemühungen sind die steigenden Transferleistungen ebenfalls die mit
Abstand wichtigste Ursache des Defizitanstiegs, gefolgt von einer kleinen Erhöhung der
Ausgaben für Sachleistungen. Im Gegensatz zu diesen Gemeinsamkeiten die Konsolidierungen
selbst eine divergierende Struktur. Während Regierungen bei nachhaltigen
Stabilisierungsbemühungen sowohl die Transferleistungen als auch die Personalausgaben
reduzierten, stiegen die Transfers in den kurzlebigen Fällen sogar an. Eine10
Ausgabenminderung erfolgte lediglich bei den Sachleistungen und solchen
Ausgabenkategorien, die im Vorfeld nicht zum Anstieg der Defizite beigetragen haben.
Drittens ist die Grundlage für fiskalpolitische Fehlentwicklungen häufig in der Schwäche des
institutionellen Gefüges zu suchen, in dem Haushaltsentscheidungen getroffen werden.
Insbesondere die unvollständige Internalisierung der sozialen Kosten von
Ausgabenentscheidungen und die Vermeidung kritischer Entscheidungen tragen hierzu bei.
Das Problem der unvollständigen Internalisierung ist mit der Struktur moderner Finanzsysteme
verbunden, die Entscheidungsträgern ermöglicht, Ausgaben einer bestimmten Zielgruppe
zukommen zu lassen, gleichzeitig aber die Kosten über allgemeine Steuern auf die Gesamtheit
der Bevölkerung zu verteilen. Wenn in einem Haushaltsprozeß Entscheidungsträger
dominieren, deren Handeln sich am Nutzen bestimmter Regionen, Wahlbezirke oder sozialer
Gruppen orientiert, kommt es zu fragmentierten Budgetentscheidungen, die die Tendenz zu
übermäßigen Defiziten aufweisen. Außerdem läßt sich theoretisch durch eine dynamische
Betrachtung dieser Verteilungskonstellation ableiten, daß Entscheidungsträger mit dieser
Präferenzstruktur zur Verzögerung von notwendigen Entscheidungen neigen.5 Abhilfe schafft
ein Haushaltsprozeß, der den Instanzen Entscheidungsgsmacht zukommen läßt, die aufgrund
ihres Mandats oder ihrer Wahlbindung die gesamten Kosten der Ausgabenentscheidung
internalisieren. Haushaltsverhandlungen, die durch die Zielvorgaben dieser Akteure gebunden
sind oder von ihnen dominiert werden, führen demzufolge zu geringeren Defiziten.
Die Bedeutung des institutionellen Gefüges für die Budgetentscheidung und die
Defizitentwicklung wird in Abbildung 2 veranschaulicht. In der Abbildung sind die
durchschnittlichen Defizite in EU-Staaten zusammen mit einem institutionellen Index für den
Zentralisierungsgrad des Haushaltsprozesses abgetragen. Der Wert des Index steigt mit dem
Grad der Zentralisierung, das heißt mit dem Ausmaß der Entscheidungsgewalt, die
Mandatsträgern mit einem umfassenden Interesse am Haushalt zukommt. Wie deutlich zu
erkennen ist, weisen Staaten mit fragmentierten Budgetprozessen im Durchschnitt höhere
Defizite auf als Staaten, die über zentralisierte Verhandlungs- und Implementationsstrukturen
verfügen.
                                               
5  Siehe hierzu Velasco (1997) sowie von Hagen und Harden (1996)11
Anmerkung: OECD Economic Outlook (1997), Europäische Kommission (1996) und von Hagen &
Harden (1996). Die Balken geben die durchschnittlichen Defizite für den Zeitraum von 1981
bis 1995 an.
IV) EIN SCHEMA ZUR BEWERTUNG DER DAUERHAFT TRAGBAREN ÖFFENTLICHEN FINANZLAGE
In Anbetracht der oben geäußerten Kritik und der politischen Entscheidungssituation ist für das
Bewertungsschema einer auf Dauer tragbaren öffentlichen Finanzlage nach Indikatoren zu
suchen, die allgemein und ohne große zeitliche Verzögerung zugänglich sind und nicht auf
Annahmen beruhen, die zu politisch motivierter Manipulationen oder endlosen Diskussionen
führen. Diese müssen geeignet sein, den Ursachen fiskalpolitischer Fehlentwicklungen auf die
Spur zu kommen. Hierzu bedarf es vor allem einer disaggretierten Sichtweise des Haushalts.
Die Betrachtung des Gesamthaushalts und des Defizits reicht nicht aus, um mit ausreichender
Genauigkeit die Ursachen festzustellen. Außerdem sollten die Entscheidungsprozesse, die die
Fiskalpolitik beeinflussen, berücksichtigt werden.
Diese Elemente sind die Ausgangspunkte des von Perotti et al. (1998) entwickelten
Bewertungsschemas, das im folgenden dargestellt wird. Den Überlegungen der Autoren zufolge
müssen der Maastricht-Vertrag und die dort festgelegten Kriterien Grundlage der Bewertung
sein. Auch wenn die Bedeutung und theoretische Stichhaltigkeit der Kriterien diskussionswürdig
erscheint, setzen sie zunächst die politisch relevanten Entscheidungsparameter.
Deshalb nehmen die Autoren an, daß die fiskalpolitische Situation eines Landes dauerhaft
tragfähig ist, wenn es die beiden Kriterien nicht verletzt. Seit Einführung der Maastricht-Kriterien
gilt dies nur für Luxemburg, alle übrigen Länder haben zumindest eines der beiden Kriterien
verletzt. Überschreitet ein Land zumindest einen der beiden Grenzwerte, so stellt sich die
Frage, ob die öffentlichen Finanzen sich erneut in die "richtige Richtung" bewegen und ob man
davon ausgehen kann, daß die Regierung die Kontrolle über die Finanzlage wiedererlangt hat.
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Das heißt, der zentrale Aspekt ist hier der Prozeß der Wiedererlangung einer dauerhaft,
tragfähigen Finanzpolitik. Dies läßt sich anhand von folgenden analytischen Schritten
feststellen, die als Stufen der Wiedergewinnung fiskalpolitischer Kontrolle verstanden werden
können:
Stufe 0: Zunächst ist zu beachten, ob sich das Defizit bzw. der Schuldenstand nach dem
Überschreiten des Referenzwertes wieder den Fiskalkriterien annähern. Entsprechend des
Vertrages von Maastricht ist hier das gesamte Defizit ausschlaggebend. Da eine geringfügige
minimale Defizitverringerung, beispielsweise um 0.1 Prozent des BIP,  kaum aussagekräftig ist,
erscheint es sinnvoll eine minimale Veränderung von mehr als einem halben Prozentpunkt
vorauszusetzen, um eine signifikante Defizitreduktion zu bescheinigen. Erfüllt ein Land dieses
Kriterium, kann man zur ersten Stufe übergehen.6
Stufe 1: Auf dieser Stufe des Verfahrens ist danach zu fragen, ob die Konsolidierung auf der
richtigen Seite des Haushalts erreicht wurde. Bei der Analyse betrachten wir die primäre Bilanz,
da eine Regierung die Zinszahlungen kurzfristig nicht beeinflussen kann. Dieses Kriterium
besagt, daß die Konsolidierung auf Ausgabenkürzungen beruhen sollte, wenn der Anstieg des
Defizits aus Ausgabenerhöhungen herrührte; die symmetrische Aussage gilt für die Einnahmen.
Die empirische Evidenz von erfolgreichen Konsolidierungsperioden in OECD Staaten legt nahe,
daß die Konsolidierungsmaßnahme zumindest ein Ausmaß von 2/3 des ursprünglichen Beitrags
zur Defiziterhöhung haben sollte. Demzufolge sollte Verringerung des Defizits während der
Konsolidierung zumindest zu 2/3 auf Ausgabenkürzungen beruhen, wenn der Anstieg des
Defizits vollständig Ausgabensteigerungen zuzuschreiben ist. Erfüllt ein Land diesen Standard,
so kann man zur folgenden Stufe übergehen.
Stufe 2: Hier wird die Fragestellung der ersten Stufe auf die einzelnen Bestandteile der
Ausgaben- bzw. Einnahmenseite übertragen. Mit anderen Worten, es ist zu eruieren, ob die
Konsolidierung den Bestandteil der Einnahmen und Ausgaben betrifft, der der Auslöser der
"unkontrollierten" Defizitentwicklung war. Den Gepflogenheiten internationaler Statistiken
folgend wäre für die Ausgaben die Unterscheidung von Investitionen, Transferleistungen,
Lohnzahlungen und Sachleistungen sinnvoll. Bei den Einnahmen sind direkte Steuern auf
Haushaltseinkommen von Unternehmenssteuern, Sozialversicherungsbeiträgen und indirekten
Steuern zu unterscheiden. Darüber hinaus erscheint auf dieser Stufe ein Konsolidierungsbeitrag
von 50%, im Gegensatz zu 2/3 für den gesamten Haushalt, eine realistische Größe. Entspricht
ein Land diesem Stabilisierungsmuster, so kann man zur nächsten Stufe übergehen.
Stufe 3: Auf dieser Stufe wird danach gefragt, ob die Regierung Schritte unternommen hat, die
institutionellen Schwächen, die zum Verlust einer dauerhaft tragfähigen Entwicklung der
öffentlichen Finanzen geführt haben, aufzudecken und zur öffentlichen Diskussion zu stellen.
Das Beurteilungskriterium richtet sich jetzt eher qualitativ auf die institutionellen Schwächen des
                                               
6 Wenn gewährleistet ist, daß die Berechnung des strukturellen Defizits nicht Gegenstand politisch
motivierter Manipulation ist, kann es als sinnvoll erachtet werden, konjunkturbereinigte Daten für
die Berechnung zu nehmen.13
Regierungssystems. Wenn diese zumindest identifiziert und öffentlich diskutiert werden, kann
man die nächste Stufe berücksichtigen.
Stufe 4: Für diese letzte Stufe ist ausschlaggebend, ob die Regierung tatsächlich die
tieferliegenden Schwächen des institutionellen Systems behoben hat. Regierungen, die
Haushaltsinstitutionen und -praktiken verändern, führen grundlegende Reformen durch und
bewegen sich nachhaltig in Richtung einer erneuten Kontrolle über die öffentlichen Finanzlage.
Der Logik des obigen Arguments entsprechend kann man davon ausgehen, daß sich ein Land
wieder auf eine dauerhaft, tragfähige Finanzsituation zu bewegt, wenn es die Kriterien von
Stufe 2 erfüllt. Es ist klar, daß die Kriterien, die auf der dritten und vierten Stufe angesprochen
werden, qualitativer Natur sind. Außerdem benötigen institutionelle Veränderungen häufig einen
längeren Zeitraum und berühren wesentlich stärker die Souveränität eines Landes, so daß es
schwieriger ist, in dieser Richtung Empfehlungen und Vorgaben auszusprechen. Daher kann
man die beiden letzten Kriterien auch als qualifizierende Elemente für die früheren Stufen
verstehen. Das heißt, wenn ein Land das Kriterium von Stufe eins nicht aber von Stufe zwei
erfüllt, jedoch institutionelle Reformen eingeleitet hat, so deutet dies auf die Nachhaltigkeit der
Maßnahme hin.
V) BEWERTUNG DER AKTUELLEN SITUATION
Die Betrachtung der aktuellen Situation in den EU-Mitgliedstaaten mit Hilfe dieses
Bewertungsschemas führt zu einem Bild, das von der Einschätzung der Kommission erheblich
abweicht. Tabelle 2 führt diese Analyse exemplarisch für drei Länder durch.
Zunächst zeigt ein Blick auf den oberen Teil der Tabelle, daß Deutschland, Frankreich und
Schweden das Haushaltsdefizite in der jüngsten Vergangenheit wieder gesenkt haben,
nachdem sie den Referenzwert von drei Prozent des BIP überschritten hatte. Anzumerken ist
hier, daß laut EWI die einmaligen Maßnahmen in Frankreich ca. 0.6 Prozent des BIP
ausmachen. Für Deutschland erklären diese Maßnahmen 0.2 Prozentpunkte des
Defizitrückgangs und statistische Anpassungen weitere 0.2 Prozentpunkte. Da die
Konsolidierung in Deutschland lediglich das vergangene Haushaltsjahr betrifft und ein
Gesamtvolumen von 0.7 Prozent des BIP umfaßt, nimmt Deutschland nur mit Einschränkung
die 0.5 Prozent-Hürde, die als Grenzwert für eine signifikante Defizitreduktion festgelegt
wurde.7
Der mittlere Teil der Tabelle zeigt, daß Frankreich allerdings Schwächen in Bezug auf die
Struktur der Konsolidierungsmaßnahmen aufweist. Der Verfall der Haushaltsbilanz in
Frankreich von 1989 bis 1994 resultierte vollständig aus steigenden Ausgaben, die nur
unzureichend durch steigende Einnahmen finanziert wurden. Demgegenüber basiert die
Konsolidierung in den vergangenen drei Jahren aber zu ca. 60 Prozent auf14
Einnahmensteigerungen und nur zu 40 Prozent auf Ausgabenkürzungen. Insbesondere
vergrößerte sich weiterhin der Anteil der Transferzahlungen am BIP, obwohl diese bereits die
zentrale Ursache für die vorherigen Haushaltsprobleme bildeten. Somit erfüllt Frankreich das
2/3-Kriterium für die erste Stufe des Bewertungsschemas nicht und verbleibt auf dieser Stufe.
Demgegenüber erfüllt die schwedischen Konsolidierung nicht nur das Kriterium der ersten
sondern auch das der zweiten Stufe. In Schweden waren zu Beginn der 90er Jahre vor allem
die Ausgaben für die rasant ansteigenden Defizite verantwortlich. Bei der Konsolidierung ab
1995 revidierte die Regierung diesen Trend stärker als das 2/3-Kriterium verlangt. Während die
Ausgaben 70 Prozent des Defizitanstiegs erklären, trugen sie zu 80 Prozent zur Konsolidierung
bei. Die spürbarsten Anpassungen fielen dabei auf die Transferleistungen, die gleichzeitig auch
die primäre Ursache des vorherigen Verfalls der Haushaltssituation darstellten. Auch hier ist die
Konsolidierungsanstrengung wiederum stärker als nach dem Bewertungsschema erforderlich.
Darüber hinaus hat Schweden in den vergangenen Jahren umfangreiche Reformen des
Budgetprozesses implementiert, die eine dauerhafte Abkehr von der früheren defizitären
Ausgabenpolitik erwarten lassen.8 Somit erreicht Schweden sogar die vierte Stufe in unserem
Bewertungsschema.
Die Finanzlage in der Bundesrepublik Deutschland verlangt eine etwas ausführlichere
Erläuterung. Wie aus der Tabelle hervorgeht, liegt die Ursache für die Defizitanstieg zwischen
1994 und 1996 auf der Einnahmenseite, da die Einnahmen schneller als die Ausgaben fielen
und daher 1996 der Referenzwert des Vertrags von Maastricht überschritten wurde. Die
Konsolidierung, die die Regierung 1997 erreichte, basiert demgegenüber auf einer
Ausgabenkürzung und konzentriert sich somit nicht auf die adäquate Haushaltsseite. Bei der
Bewertung dieser Entwicklung ist zu bedenken, daß erstens aufgrund der erratischen
Haushaltspolitik der letzten Jahre der Beurteilung ein sehr kurzer Zeithorizont zugrunde liegt.
Die Phase des Defizitaufbaus wird erst ab einem Zeitpunkt betrachtet, zu dem der Ausgaben-
und Transferschub im Rahmen der Wiedervereinigung bereits erfolgt war. Eine längerfristige
Betrachtung würde den Unterschied zur Periode vor der Wiedervereinigung und den quantitativ
wesentlich größeren Beitrag der Ausgabensteigerungen zum Aufbau des Defizits verdeutlichen.
Zweitens handelt es sich bei den zu verzeichnenden Einnahmeausfällen seit 1995 vorrangig um
"tax expenditures", sprich Steuervergünstigungen, die ökonomisch mit Transferleistungen und
Zuweisungen gleichzusetzen sind. Insbesondere sind hier die Abschreibungsmöglichkeiten für
Investitionen in den neuen Bundesländern zu erwähnen, durch die die veranlagte
Einkommensteuer und die Einnahmen aus der Körperschaftssteuer einen temporären Einbruch
erlitten haben. Somit zeigen diese Daten an, daß die Regierung bisher nicht genug
unternommen hat, diese Form der Subventionierung durch eine adäquate Steuerreform
                                                                                                                                         
7  Vgl. zu den einmaligen Maßnahmen EWI (1998); für den deutschen Fall siehe DIW (1998).
8 Siehe für eine Beschreibung der Reformen Molander (1995).15
aufzuheben und auszugleichen.9 Im Ergebnis verbleibt Deutschland auf der ersten Stufe des
Bewertungsschemas.
Tabelle 3 zeigt, wie sich die Situation in den übrigen EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme
Luxemburgs und Griechenlands darstellt. Die beiden Länder werden von der Betrachtung
ausgenommen, da bei ihnen die Erfüllung beziehungsweise der Verstoß gegen die
Fiskalkriterien des Maastricht Vertrages außer Frage steht. Die Bewertungen in den Ländern
beruhen ausschließlich auf den Haushaltsdaten, da Angaben über institutionelle Reformen nur
fragmentarisch vorliegen.10
Ausgehend von diesen Daten lassen lediglich die Konsolidierungsbemühungen in Dänemark,
Finnland, Irland, Schweden und dem Vereinigten Königreich einen nachhaltigen Erfolg
erwarten. Damit haben vor allem Staaten, die nicht
an der ersten Runde der EWWU beteiligt sind, eine dauerhaft tragfähige Ausrichtung ihrer
öffentlichen Finanzen eingeschlagen. Die Konsolidierung Österreichs erfolgte zwar auf der
adäquaten Haushaltsseite, reduzierte aber nicht in ausreichender Weise die Transferzahlungen,
die Ursache des übermäßigen Defizits. Die übrigen Staaten weisen zwar alle eine Verringerung
des Defizits auf, die Struktur der Konsolidierungsbemühungen läßt allerdings nicht deren
Nachhaltigkeit erkennen, da nur in unzureichender Weise die Ursache der mangelhaften
Kontrolle über die öffentliche Finanzlage bekämpft wurde.
                                               
9  Siehe hierzu Deutsche Bundesbank (1997), DIW (1998) und Scharrer et al. (1998)
10 Die Berücksichtigung könnte zu einer Umgruppierung von Belgien führen (siehe Stienlet 1998).
Außerdem würde Schweden, wie oben ausgeführt, die vierte Stufe erreichen.16







Deutschland 1996 -0.7 (3)
Frankreich 1994 -2.8 3
Schweden 1993 -11.4 3




Deutschland (1994-96) (1997) -
Einnahmen 2.2 -0.6 1.5
prim. Ausgaben -1.2 1.6 -0.8
Frankreich (1989-94) (1995-97) -
Einnahmen -0.1 0.6 -0.1
prim. Ausgaben 1.1 0.4 0.8
Schweden (1989-93) (1994-97) 3
Einnahmen 0.3 0.2 0.2
prim.Ausgaben 0.7 0.8 0.5
Stufe 2
Schweden (1989-93) (1994-97) 3
direkte Steuern 0.4 0.2 0.2
indirekte Steuern 0.0 0.1 0.0
Sozialvers.beiträge 0.1 0.1 0.0
Transferleistungen 0.4 0.3 0.2
Verbrauch 0.1 0.2 0.1
Personal 0.1 0.1 0.0
Sachleistunge 0.0 -0.1 0.0
Investitionen -0.1 -0.1 0.0
Statistische Quelle: Europäische Kommission (1998c)17
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VI) SCHLUßBEMERKUNG
Unsere Bewertung der Konsolidierungsbemühungen weist darauf hin, daß in den meisten
Ländern der EWWU weitere Anstrengungen notwendig sind, um eine dauerhaft stabile
Finanzlage zu gewährleisten.
Die Beurteilung der nationalen Finanzpolitik der EWWU-Staaten muß in der Zukunft über die in
den Konvergenzberichten verwendeten Kriterien hinausgehen. Anstatt ausschließlich auf den
Gesamthaushalt zu achten, sollte sie eine detaillierte Analyse der Ursachen überhöhter Defizite
einschließen und Verbesserungen bis hin zu institutionellen Reformen einfordern. Dies mag als
zu weitgehende Forderung erscheinen, zumal wenn es um Reformen der politischen und
wirtschaftlichen Strukturen eines Landes geht.11 Wenn die dauerhafte Tragfähigkeit der
öffentlichen Finanzen eine wichtige Voraussetzung der Währungsunion darstellt, muß jedoch
die Union letztlich das Recht haben, die notwendigen Bedingungen hierfür zu verlangen.
                                               
11  Allerdings ist dies nicht als vollkommen undurchführbar abzuweisen, da der Europäische Rat
bereits Empfehlungen in diese Richtung erlassen hat. Der Europäische Rat forderte im Juli 1997
Italien auf, eine Reform des Gesundheitswesens durchzuführen (siehe Pressemitteilung vom
7.7.97, EC 9636/97).19
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